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111-1-1 

Gesetz 
zur Änderung des Landeswahlgesetzes 

Vorn 19. Februar 1993 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über Landtagswahl, Volksbegehren 
und Volksentscheid (Landeswahlgesetz - LWG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Novem­
ber 1988 (GVBI S . 345, BayRS 111-1-1) , zuletzt ge­
ändert durch Gesetz vom 7. August 1992 (GVBI 
S. 284, ber. S . 771), wird wie folgt geändert: 

1. Art . 41 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,, (2) 1 Für die Sitzeverteilung wird die Ge­
samtzahl der auf den Wahlkreis treffenden 
Sitze, vervielfacht mit der Zahl der Stimmen, 
die für einen Wahlkreisvorschlag insgesamt 
abgegeben worden sind, durch die Gesamt­
zahl der für alle Wahlkreisvorschläge insge­
samt abgegebenen Stimmen geteilt. 2Jeder 
Wahlkreisvorschlag erhält zunächst so viele 
Sitze, wie ganze Zahlen auf ihn entfallen. 
3Die weiteren zu vergebenden Sitze werden 
den Wahlkreisvorschlägen in der Reihenfolge 
der höchsten Zahlenbruchteile, die sich bei 
der Berechnung nach Satz 1 ergeben, zuge­
teilt." . 

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,, (5) 1 Erhält ein Wahlvorschlag, auf den im 
Land mehr als die H älfte der für die zu berück-

sichtigenden Wahlvorschläge insgesamt abge­
geb enen gültigen Stimmen entfallen ist , nicht 
mehr als die Hälfte aller Abgeordnetenman­
date , so wird ihm ein weiterer Sitz zugeteilt. 
2Den Sitz erhält der nach den Vorschriften der 
Art. 42 bis 44 nicht gewählte Bewerber, auf 
den landesweit die höchste Stimmenzahl ent­
fallen ist. " . 

2. Art. 43 Abs. 2 wird wie folgt geändert : 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2 Die Zahl der auf den Wahlkreis treffenden 
Sitze (Art. 23 Abs. 2) wird so lange erhöht, bis 
sich bei ihrer Verteilung nach Art. 41 Abs. 2 
für diesen Wahlkreisvorschlag die Zahl der 
für ihn in den Stimmkreisen errungenen Sitze 
ergibt. " . 

b) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am 1. März 1993 in Kraft. 

München, d en 19. Februar 1993 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h. c . Max Strei bl 
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2252-2-S 

Gesetz 
zur Änderung des 

Gesetzes zur Ausführung des Staatsvertrages 
über Bildschirmtext (Bildschirmtext-Staatsvertrag) 

Vom 19. Februar 1993 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekanntgemacht wird : 

§ 1 

Das Gesetz zur Ausführung des Staatsvertrages 
über Bildschirmtext (Bildschirmtext-Staatsver­
trag) - AGBtx-StV - vom 4. August 1983 (GVBl 
S. 542, BayRS 2252-2-S) wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift des Gesetzes erhält folgende 
Fassung: 

"Gesetz zur Ausführung des Bildschirmtext­
Staatsvertrages - AGBtx-StV -". 

2. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Zuständige Verwaltungsbehörden im 
Sinn von § 14 des Bildschirmtext-Staatsver­
trages sind die Regierungen." . 

b) In Absatz 2 werden nach "Kreditinstitute" 
die Worte "und Versicherungsunternehmer" 
eingefügt. 

c) Absatz 3 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Die Befugnisse nach § 13 Abs. 2 des Bild­
schirmtext-Staatsvertrages stehen ihm nicht 
zu ." . 

d) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,, (4) Bleiben bei öffentlichen Stellen, die 
nicht Behörden des Freistaates Bayern sind, 
Beanstandungen des Landesbeauftragten für 
den Datenschutz erfolglos, so können die Re­
gierungen auf der Grundlage der von ihm ge­
troffenen Feststellungen Maßnahmen nach 
§ 13 Abs . 2 des Bildschirmtext-Staatsvertra­
ges aussprechen. " . 

3. Art. 3 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"I Anbieter und Betreiber sowie Bildschirmtext­
beauftragte haben den Regierungen auf Verlan­
gen die für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 13 des Bildschirmtext-Staatsvertrages erfor­
derlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. " . 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1992 in Kraft. 

München , den 19. Februar 1993 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h . c. Max Streibl 
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312- 2- 2-J 

Bekanntmachung 
über das Inkrafttreten des Abkommens 

über die erweiterte Zuständigkeit 
der mit Aufgaben des Strafvollzugs 

beauftragten Bediensteten der Länder 

Vom 10. Februar 1993 

Das Abkommen über die erweiterte Zuständig­
keit der mit Aufgaben des Strafvollzugs beauftrag­
ten Bediensteten der Länder vom 6. Juni 1991 (Be­
kanntmachung vom 23. April 1992, GVBl S.110) ist 
nach seinem Art. 4 Abs. 4 in Bayern am 5. Juni 1992 
wirksam geworden. 

München, den 10. Februar 1993 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. h.c. Max Streibl 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 4/1993 

800-21- 24-1 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Berufsausbildung 
zum Verwaltungsfachangestellten/ 
zur Verwaltungsfachangestellten 

in der Fachrichtung 
allgemeine innere Verwaltung 

des Freistaates Bayern 
und Kommunalverwaltung 

Vom 25. Januar 1993 

61 

§ 1 Auf Grund von Art. 5 Abs.1 Satz 3 Halbsatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgeset­
zes (BayRS 800-21-1-A) und § 25 Abs. 2 Nr.4 des 
Berufsbildungsgesetzes in Verbindung mit § 4 Satz 2 
der Verordnung über die Berufsausbildung zum 
Verwal tungsfachangestell ten/ zur Verwal tungsfa ch­
angestellten vom 2. Juli 1979 (EGBl I S . 886), geän­
dert durch Verordnung vom 2. April 1981 (BGBl I 
S. 349), erlassen die Bayerischen Staatsministerien 
des Innern und für Arbeit, Familie und Sozialord­
nung folgende Verordnung: 

In § 2 Abs. 1 der Verordnung über die Berufsaus­
bildung zum Verwaltungsfachangestellten/zur Ver­
waltungsfachangestellten in der Fachrichtung all­
gemeine innere Verwaltung des Freistaates Bayern 
und Kommunalverwaltung vom 5. Oktober 1984 
(GVBl S.439, BayRS 800-21-24-1) wird folgende 
Nummer 6 angefügt: 

Lfd. Teil des 
NI'. Ausbildungsberufsbildes 

1 2 

,, 6 Öffentliches Baurecht a) 
(§ 2 Abs. 1 Nr. 6) 

b) 

c) 

d) . 

e) 

f) 

g) 

,,6. Öffentliches Baurecht.". 

§ 2 

Dem in der Anlage abgedruckten Ausbildungs­
. rahmenplan wird folgende laufende Nummer 6 an­

gefügt: 

Zu vermitteln im 
Zu vermittelnde Kenntnisse Ausbildungshalbjahr 

und Fertigkeiten 
1 2 3 4 5 6 

3 4 

Abgrenzu~g von öffentlichem und pri-
vatem Baurecht nennen x 

Aufgaben der Bauleitplanung und Ar-
ten der Bauleitpläne kennen x 

Bei der Prüfung der formellen und ma-
teriellen Voraussetzungen einer ord-
nungsgemäßen Bauleitplanung mit-
wirken x 

Den Ablauf des Baugenehmigungsver-
fahrens kennen und bei der Bearbei-
tung von Bauanträgen mitwirken x 

Den Nachbarschutz im öffentlichen 
Baurecht kennen x 

Aufgaben und Befugnisse der Bauauf-
sichtsbehörden kennen x 

Grundlagen des Erschließungsbei-
tragsrechts nennen.". x 
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§ 3 

1 Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Sep­
tember 1992 in Kraft. 2Für Berufsausbildungsver­
hältnisse, die vor dem 1. September 1992 begonnen 
worden sind, sind die bisherigen Vorschriften wei­
ter anzuwenden. 

München, den 25. Januar 1993 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Edmund S t 0 i be r , Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit, Familie und Sozialordnung 

Dr. Gebhard GI ü c k , Staatsminister 
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230-1-8-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicher klärung 

der Ersten Änderung (Teil 1 und 2) 
des Regionalplans 

der Region Ingolstadt (10) 

Vom 26. Januar 1993 

Auf Grund des Art. 18 Ab·s. 7 in Verbindung mit 
Abs.2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes -
BayLplG - (BayRS 230-1-U) hat das Bayerische 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen im Einverne.\?,men mit den übrigen 
Staatsministerien die Erste Anderung (Teil 1 und 2) 
des Regionalplans der Region Ingolstadt (Bekannt­
machung über die Verbindlicherklärung vom 4. De­
zember 1989, GVBl S. 736, BayRS 230-1-8-U) für 
verbindlich erklärt. 

Die Änderung betrifft den Lärmschutzbereich 
zur Lenkung der Bauleitplanung für den Flugplatz 
Ingolstadt/Manching (Teil 1) und die Ziele zum Fei­
lenmoos (Teil 2). 

Die Erste Änderung (Teil 1 und 2) des Regional­
plans ist bei der kreisfreien Stadt Ingolstadt und 
den Landratsämtern Eichstätt, Neuburg a. d . Do­
nau und Pfaffenhofen a. d . Ilm zur Einsichtnahme 
für jedermann ab 1. März 1993 ausgelegt. Die Aus­
legungszeiten richten sich nach den jeweils festge­
legten Zeiten für den Parteiverkehr. 

Diese Änderung tritt am 1. März 1993 in Kraft. 

München, den 26 . Januar 1993 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Gau w e il er, Staatsminister 
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